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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Wettbewerb als Aufgabe
Bemerkungen zur ordnungspolitischen Konzeption der Monopolkommission
Dietrich ^chönwitz, Hachenburg

Vor n u n m eh r zeh n  Ja h re n  w u rd e  d ie  M onopolkom m ission , d ie  im Juli ihr fü n fte s  H au p tg u tach ten  vorlegte, 
a ls  B era tu n g s- u n d  K ontro llinstanz d e r  W ettbew erbspolitik  e ingerich te t. W elches sin d  ih re o rd n u n g sp o liti­
sc h e n  V orste llungen?

W ettbewerb als ständig gestellte Aufgabe recht­
schöpferischen und politisch-administrativen 

Handelns ist einer der zentralen Gedanken einer aufge­
klärt liberalen Wirtschaftspolitik. Dieses Kernpostulat 
findet eine sehr eingängige Begründung in dem von 
Eucken auf der Grundlage des Menschenbildes des Li­
beralismus konstatierten „Trieb zur Beseitigung von 
Konkurrenz und zur Erwerbung von Monopolstellun­
gen“ ’ , der den Wirtschaftssubjekten innewohne. Indem 
Wettbewerb als Gefährdung der eigenen Position und 
als Umweltunsicherheit gesehen wird, entsteht, obwohl 
die Gesellschaftsmitglieder aus Eigeninteresse durch­
aus an einer leistungsbezogenen Lösung des Ord­
nungsproblems interessiert sind, individuell eine Ten­
denz, Ausnahmeregelungen durchzusetzen. Unter die­
sen Voraussetzungen interessiert den einzelnen -  wie 
Kirsch drei Jahrzehnte nach Eucken ebenso pointiert 
formulierte -  . die [wettbewerbliche] Ordnung be­
sonders in dem Maße wie sie für ihn nicht gilt.“  ̂Diese 
Gedankengänge erhellen zum einen die große Bedeu­
tung , die die Vertreter der neoliberalen Denkrichtung mit 
ihrer Forderung nach einem starken Staat der Wirt­
schaftsordnungspolitik zumessen®, zum anderen aber 
auch deren besondere Durchsetzungsproblematik im 
Widerstreit der eher wirtschaftsprozeßbezogenen 
Partikularinteressen. Hinzu kommt, daß das Ordnungs­
denken ein Denken in übergreifenden Zusammenhän­
gen ist, dessen Nachvollzug und Akzeptanz recht große 
Anforderungen an den Zeithorizont des einzelnen stel­
len. Konsequente, am Leitbild einer Wettbewerbsge­
sellschaft orientierte Ordnungsgestaltung erweist sich

Dr. Dietrich Schönwitz, 37, ist Beamter der Deut­
schen Bundesbani(. Er war bis 1980 wissen­
schaftlicher Mitarbeiter der hAonopolkommission.
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somit als Gegenstand, der nur sehr schwer in die Politik 
eingebracht werden kann'’.

Aus diesem Grunde reicht es nicht aus, sich Gedan­
ken über das ordnungspolitisch Gebotene zu machen, 
sondern „, , , es ist auch zu fragen, ob und wie das Ge­
fundene über den Prozeß der politischen Willensbildung 
zum handlungsorientierten Richtmaß der Politik werden 
kann.“® In der Bundesrepublik Deutschland ist der Wi­
derstand gegen die Kodifizierung eines Wettbewerbs­
gesetzes, der dazu führte, daß das Gesetz gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen (GWB) erst mit mehrjähriger 
Verzögerung und im Vergleich zum ersten Entwurf mit 
deutlicher Abschwächung im Jahr 1957 verabschiedet 
werden konnte®, ein wichtiger Beleg für die Schwierig­
keiten der Realisierung einer folgerichtigen, liberalen 
Wirtschaftsordnungspolitik,

O rd n u n g sp o litisch e r Im pulsgeber

Man kann deshalb die im Jahr 1974 in Verbindung mit 
der dritten Novelle des GWB auf Dauer erfolgte Einrich­
tung einer unabhängigen Monopolkommission als bera-

' w . E u c k e n : Grundsätze der W irtschaftspolitik, 5, Aufl., Tübingen- 
Zürich 1975(1, Aufl. Tübingen 1952), S. 31.

G. K i r s c h ; Ordnungspolitik als Gegenstand der politischen Aus­
einandersetzung, in: O. I s s i n g (Hrsg.): Zukunftsprobleme der Sozia­
len Marktwirtschaft, Berlin 1981, S. 255 tf. (S, 262), Klammereinschub 
vom Verfasser.

 ̂Vgl. dazu auch E, A r n d t : W irtschaftsordnung und Ordnungspolitik 
im Wandel. Liberalismus, Neoliberallsmus, Zukunft der Marktwirtschaft, 
in: E, A r n d t u, a. (Hrsg.): W irtschaft und Gesellschaft -  Ordnung ohne 
Dogma, Tübingen 1975, S. 57 ff, (8 .6 1 ).

 ̂Vgl, dazu ausführlicher D S c h ö n w i t z .  H,-J, W e b e r :  W irt­
schaftsordnung, Eine Einführung in Theorie und Politik, München, Wien 
1983, S, 118ff.

G. K i r s c h , a.a.O.. S. 256,

® Vgl. J. H u f f s c h m i d : Die Politik des Kapitals. Konzentration und 
W irtschaftspolitik in der Bundesrepublik, 11. Aufl. Frankfurt 1978, 
S. 143 ff.
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tende und kontrollierende Instanz des Bundesministers 
für Wirtschaft und des Bundeskartellamtes auch als 
Versuch werten, die Bewältigung der gegenüber kürzer- 
fristig wirksamen prozeßpolitischen Zugeständnissen 
weniger wählerstimmenwirksamen wirtschaftsord­
nungspolitischen Aufgabenstellung

! ; durch Institutionalisierung eines zusätzlichen ord­
nungspolitischen Impulsgebers effizienter zu gestalten 
und

□  durch die Möglichkeit des Verweises auf wissen­
schaftlichen und praxisorientierten Sachverstand^ ab­
zustützen.

Für diese Sichtweise spricht, daß der gesetzliche Auf­
trag der Monopolkommission gemäß § 24 b Abs. 3 GWB 
nicht nur darin besteht, Stand und Entwicklung der Un­
ternehmenskonzentration zu beurteilen und die Ent­
scheidungspraxis zu Mißbrauchsaufsicht und Fusions­
kontrolle durch Kartellbehörden und Gerichte zu würdi­
gen. Der Kommission wird vielmehr darüber hinaus eine 
ordnungspolitische Initiativfunktion in der Weise zuge­
wiesen, daß sie nach ihrer Auffassung erforderliche Än­
derungen der einschlägigen Bestimmungen des GWB 
aufzeigen soll. Die Funktion eines ordnungspolitischen 
Impulsgebers ist mit der vierten GWB-Novellevon 1980 
noch verstärkt worden. Die Monopolkommission ist seit­
dem bei der Ministererlaubnis in Zusammenschlußkon- 
trollverfahren, d. h. wenn die Möglichkeit des Abwei- 
chens von der ordnungspolitischen Konzeption infolge 
anderer als wettbewerblicher Argumente besteht, im 
Wege eines von ihr zu erstattenden Sondergutachtens 
obligatorisch einzuschaiten.

R elevan te  T h em en b ere ich e

Von dieser Einordnung der Tätigkeit der Monopol­
kommission ausgehend, gewinnt die Frage nach den 
ordnungspolitischen Vorstellungen, die ihrer Arbeit zu­
grunde liegen, besondere Bedeutung. In den zehn Jah­
ren ihres Bestehens hat die Kommission in fünf Haupt­
gutachten und 13 Sondergutachten zu einer Vielzahl 
von wettbewerbspolitischen Problembereichen Stel­
lung bezogen®. Eine geschlossene Darstellung der ei­
genen ordnungspolitischen Position findet man in den 
Gutachten nicht. Es wird deshalb versucht, diese Stand­
ortbestimmung, gestützt auf eine Auswertung der Äuße­
rungen der Kommission zu konzeptionell besonders be­
deutsamen wettbewerbspolitischen Themenbereichen, 
vorzunehmen. Die Standortbestimmung wird zusätzlich 
dadurch erschwert, daß der Wortlaut der Gutachten

häufig ein Kompromiß aus teilweise divergierenden
Auffassungen [ist], dem die einzelnen Mitglieder aus un­
terschiedlichen Motiven zugestimmt haben“®. Hier zeigt 
sich, daß das Merkmal der Gutachten der Monopolkom­
mission, mit Minderheitsvoten nicht durchsetzt zu sein, 
nicht in jedem Falle vorteilhaft ist; konzeptionsrelevante 
Konfliktpunkte können durch Kompromißformulierun­
gen, die für alle Mitglieder akzeptabel sind, mit dann re­
duziertem Festlegungsgrad verdeckt werden.

Der Bestimmung von ordnungspolitischen Grundsät­
zen werden Aussagen zu folgenden fünf Themenberei­
chen zugrunde gelegt:

□  Ursachen der Unternehmenskonzentration,

□  Bedeutung und Ausgestaltung von Mißbrauchsauf­
sicht und Zusammenschlußkontrolle,

□  Begründung von Entflechtungsmaßnahmen,

□  Auseinandersetzung mit der Ministererlaubnis,

□  Beurteilung von wettbewerbspolitischen Ausnahme­
bereichen und staatlichen Monopolstellungen.

Literaturbasis sind zum einen die bisher veröffent­
lichten Haupt- und Sondergutachten einschließlich des 
im Juli 1984 dem Bundesminister für Wirtschaft vorge­
legten fünften Hauptgutachtens mit dem Titel „Ökono­
mische Kriterien für die Rechtsanwendung“ ’® sowie 
zum anderen Einzelpublikationen von Kommissionsmit­
gliedern.

K o n zen tra tio n su rsach en

Die Kommission hat im vierten Hauptgutachten eine 
eigenständige Auseinandersetzung mit den Ursachen 
der Unternehmenskonzentration begonnen. Diese wur­
de neben die ausführliche empirische Darstellung und 
Fortschreibung der Konzentration in den Wirtschafts­
zweigen und der aggregierten Unternehmenskonzen­
tration gestellt. Mit den Ansätzen einer Ursachenfor­
schung geht die Kommission insofern über die Erörte­
rung einzelner Konzentrationsaspekte in den vorange­
gangenen Gutachten hinaus, als versucht wird, eine ge­
wichtende Systematik der Ursachen zu entwickeln.

Erste Anhaltspunkte dafür, wie die Kommission die 
Aufgabe der Sicherung der Wettbewerbsordnung

' Die Zusam m ensetzung der auf Vorschlag der Bundesregierung durch 
den Bundespräsidenten berufenen fünfköpfigen Monopolkommission 
wurde bisher so gestaltet, daf? in ihr sowohl Wissenschaftler als auch 
Vertreter der W irtschaftspraxis mitwirkten.

® Zu einem Überblick über d ie bisherige Arbeit der Kommission und zu 
e iner Bibliographie der veröffentlichten Gutachten siehe E. K a n I- 
z e n b a c h : Zehn Jahre Monopolkommission, in: W irtschaft und 
Wettbewerb, 1/1984, S. 5 ff.; U. I m m e n g a : 10 Jahre Monopolkom­
mission, in: Der Betrieb, 1/1984, S. 31 ff,

®E. K a n t z e n b a c h ,  a.a.O., S. 5: Klammereinschub vom Verfas­
ser.

Erscheint zunächst als Bundestagsdrucksache voraussichtlich im 
September 1984 und danach in Buchform. Bei Verweisen und Zitaten 
w ird folgendermaßen abgekürzt: HG = Hauptgutachten, SG = Sonder- 
gutachten.
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grundsätzlich begreift, lassen sich aus der Unterschei­
dung in primäre und sekundäre Konzentrationsursa­
chen gewinnen” . Die sekundären Konzentrationsursa­
chen sind eine Konsequenz der dispositiven unterneh­
merischen Entscheidung für eine bestimmte Markt- und 
Wachstumsstrategie; auf sie ist in einem ersten Begrün­
dungsschritt jede Konzentrationsänderung formal zu- 
rückführbar. In der Argumentation der Kommission zur 
Entwicklung einer die Wettbewerbsordnung kausal si­
chernden Wirtschaftsordnungspolitik stehen jedoch die 
primären Konzentrationsursachen im Vordergrund. Zu 
diesen gehören neben mehr unternehmensbezogenen 
Merkmalen (z. B. Größenvorteile, Forschung und Ent­
wicklung, Werbung) als Determinanten des unterneh­
merischen Entscheidungsprozesses ganz zentral Be­
dingungen der Wirtschafts- und Rechtsordnung, wie sie 
in der Abbildung spezifiziert sind.

Die sekundären Konzentrationsursachen wie inter­
nes Wachstum, Marktzu- und -austritt sowie Unterneh­
mensverbindungen einschließlich des Aufbaus von Be­
ziehungsgeflechten mit Konzentrationswirkungen sind 
dementsprechend als Folge wirtschaftlicher und ord­
nungsbedingter Gegebenheiten einzuordnen, ,. die 
sie vorteilhaft, notwendig oder möglich machen“ ’ .̂ Bei-

spielsweise wirft die Kapitalmarktverfassung in der Bun­
desrepublik besondere Finanzierungsprobleme für klei­
ne und mittlere Unternehmen und für Wagnisprojekte 
auf. Dadurch wird'®

□ der Marktzutritt erschwert,

□  innovatives Potential nicht ausreichend gefördert'"' 
und

□  eine Verbindung der kleineren mit größeren Einhei­
ten begünstigt.

Als ein weiteres wichtiges Beispiel werden Schachtel­
privilegien des Steuerrechts genannt, die die Kommis­
sion als konzentrationsfördernd einstuft.

Denken in Ordnungen

Indem die Kommission davon ausgeht, daß mit den 
Instrumenten der Wettbewerbspolitik, wenn sie auf se­
kundäre Konzentrationsursachen ausgerichtet sind, 
häufig nur kurzfristige Wirkungen verbunden sind und 
eine Priorität der Gestaltung der primären Determinan­
ten empfiehlt, folgt sie einem Verständnis von Wettbe­
werbssicherung, das sich nicht nur innerhalb der durch

’ Vgl. HG IV, Tz. 705 ff. 

HG IV, Tz. 706.

” Vgl. H G IV , Tz, 709 ff.

Siehe dazu auch die aktuelle Diskussion zur Wagnisfinanzierung. Ei- 
nen Überblick gibt H. W  a 11 e r : Venture Capital in Deutschland, in: 
Die Bank, 12/1983, S. 560 ff.

Abbildung
Konzentrationsursachen In der Wirtschafts- und Rechtsordnung

' D iese  sekundäre  K onzentrationsursache wird von der M onopolkom inission in d iesern Z u sam m en h an g  vernachlässigt Vgl, d azu  D, S c h ö n w i t z ,  H - J  W e b e r  U n ­
ternehm enskonzentration , P ersonelle  V erflech tungen  und W ettb ew erb , B ad en -B ad en  1982  
Q u e l l e  Darstellung aut d er G rund lage von H G  IV . Tz. 7 05  ff.
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das Wettbewerbsrecht vorgezeichneten Ansatzpunl<te 
bewegt. Insofern wird von ihr die ordnungspolitische In­
itiativfunktion umfassend als Gestaltung der Rahmen­
bedingungen einer Wettbewerbsgesellschaft ausge­
legt. Dies verdeutlicht auch eine programmatische For­
mulierung von Immenga: „Die Kommission hofft, mit 
diesen Untersuchungen die Erkenntnis zu vertiefen, 
daß eine sich als ernsthaft verstehende Ordnungspolitik 
der Unternehmenskonzentration nicht nur auf dem Fel­
de der Wettbewerbspolitik begegnen darf, sondern ins­
gesamt für insoweit neutrale Bedingungen in der Wirt- 
schafts- und Rechtsordnung sorgen muß.“ ’® In der 
deutschen [Nationalökonomie hat dieses vorrangig ord­
nungsbezogene Verständnis von Wirtschaftspolitik als 
„Denken in Ordnungen“ und als den Entwurf wirt­
schaftspolitischer Therapien prägender Grundsatz der 
„Ordnungsbedingtheit des wirtschaftlichen Gesche­
hens“ Tradition’®.

Leider wird die Ursachenanalyse im fünften Haupt­
gutachten nicht fortgesetzt, sondern auf spätere Gut­
achten venwiesen’ .̂ Es ist zu hoffen, daß dieser Pro­
blembereich in den folgenden Gutachten nicht zum 
Randgebiet wird. Die Kommission könnte damit der ins­
besondere in bezug auf die Hauptgutachten häufiger 
geäußerten Kritik entgegenwirken, daß diese zu sehr 
auf die Symptome der Unternehmenskonzentration 
ausgerichtet seien und demgegenüber Aussagen über 
die Gründe und Motive vernachlässigt würden’®.

Strukturorientierte Konzeption

Weitere Hinweise auf die ordnungspolitische Kon­
zeption der Monopolkommission lassen sich aus deren 
grundsätzlicher Beurteilung der Bedeutung der Miß­
brauchsaufsicht über marktbeherrschende Unterneh­
men und der Zusammschlußkontrolle gewinnen. Dies 
wird deutlich, wenn Mestmäcker auf der Grundlage des 
ersten Sondergutachtens darauf hinweist, daß Bestre­
bungen, die Möglichkeiten der Mißbrauchsaufsicht -  
z. B. durch eine behördliche Vorprüfung von Preiserhö­
hungen -  auszuweiten, eine „Tendenz zu einer laufen­
den Preis- und Investitionskontrolle“ ’® beinhalten. Da­
mit wurde eine Position bezogen, die die Kommissions-

U. I m m e n g a , a.a.O.. S. 34.

Vgl. nur K. P. H e n s e I : Über die sozialwissenschaftliche Bestim­
mung von W irtschaftssystemen, in: H. S a u e r m a n n , E.-J. M e s t- 
m a c l( e r (Hrsg.): W irtschaftsordnung und Staatsverfassung, Tübin­
gen u. a. 1975, S. 227 ff. (8, 231): W. E u c k e n : Die Grundlagen der 
Nationalökonomie, 8. Aufl., Berlin u. a. 1965, S. 50.

’ 'V g l,  HG V, Tz. 24 f.

Vgl. z. B. G.-W. M i n e t : Zum vierten Zweijahresgulachten der l^o- 
nopolkommission, in: Der Betrieb, 45/1982, S. 2335 ff. (S. 2338).

M e s t m ä c k e r :  Funktionen und bisherige Arbeit der Mono­
polkom m ission, In: Schwerpunkte des Kartellrechts, FlW-Schriftenrei- 
he, Heft 73, Köln u. a. 1975, S. 43 ff. (S. 44).

arbeit im weiteren Verlauf in entscheidenden Themen­
bereichen prägte: In einer freiheitlichen, auf einer mög­
lichst weitgehenden Trennung von Staat und Wirtschaft 
aufbauenden Wettbewerbsordnung können laufende 
politisch-administrative Verhaltenskontrollen allenfalls 
die Ausnahme, ein Notbehelf sein^°.

In der W ettbewerbs- und ordnungspolitischen Kon­
zeption der Monopolkommission wird dies in folgenden  

Leitsätzen konkretisiert^’ :

□  Wettbewerbspolitik sollte in erster Linie darauf ge­
richtet sein, die Wettbewerbsordnung durch Beeinflus­
sung der Marktstrukturen zu sichern.

□  Nur wo dies nicht möglich ist, kann durch Verhaltens­
kontrollen versucht werden, ein wettbewerbsanaloges 
Marktergebnis zu erreichen.

□  Indem die Marktstruktur als vorrangiger Ansatzpunkt 
der Wettbewerbspolitik betrachtet wird, ist der Zusam­
menschlußkontrolle grundsätzlich Vorrang vor der Miß­
brauchsaufsicht einzuräumen.

Dadurch, daß die Kommission entschieden an dieser 
strukturorientierten Konzeption festhält, grenzt sie sich 
von neueren, im Anschluß an die Arbeiten Stiglers^^ ent­
wickelten wirtschaftspolitischen Auffassungen ab, de­
nen mit Hoppmann und Schmidtchen auch im deutsch­
sprachigen Raum namhafte Vertreter der ordnungspoli­
tischen Diskussion nahestehen^^. Die Anhänger der 
wettbewerbstheoretischen Variante der sogenannten 
Chicago School '̂* lehnen strukturelle Eingriffe grund­
sätzlich ab. Wie bei der anderen Spielart der in Chicago 
vollzogenen Rückbesinnung auf die Ursprünge des Li­
beralismus, dem Monetarismus, ist einer der zentralen 
Gedanken dieser Schule der Glaube an die Selbsthei­
lungskräfte des Marktes^^. ln dieser Perspektive sind

“  Zur dogm engeschichtlichen Fundierung dieser Position und zur Infra­
gestellung der W irksamkeit von Verhaltenskontrollen bei Akzeptanz 
wirtschaftlicher Macht vgl. F. B ö h m : Die außerstaatliche („natürli­
che") Gesetzmäßigkeit des wettbewerblichen W irtschaftsprozesses, in: 
W, 8  t ü t z e I u. a. (Hrsg.): Grundtexte zur Sozialen Marktwirtschaft, 
stu ttgan, New York 1981, S. 135 fl. (unveränderter Nachdruck aus F. 
B ö h m :  W ettbewerb und Monopolkampf, Berlin 1933, S. 326 ff.).

Vgl. SG 1, Tz. 3 ff ; E. K a n t z e n b a c h , a.a.O., S. 8 f.

Vgl. G. J. S t i g I e r : The Organization of Industry, Homewood 
1968.

Vgl. z, B. E. H 0 p p m a n n : Das Konzept des wirksamen Preiswett­
bewerbs. Tübingen 1978; D. S c h m i d t c h e n :  Ausbeutung auf­
grund einer W ettbewerbsbeschränkung durch Zustand? Kritische Ana­
lyse der theoretischen Grundlagen einer freiheitsgefährdenden Wettbe- 
werbspolitik, in: Ordo, Bd. 30/1979, S. 273 tf.

Zu einem kritischen iJberblick siehe H . H . K a l l f a s s :  Die Chicago 
School -  Eine Skizze des „neuen" amerikanischen Ansatzes für die 
W ettbewerbspolitik, in: W irtschaft und Wettbewerb, 9/1980, S. 596 ff.

“  So bezeichnet B r u n n e r  als einen der vier Punkte, die die mone- 
taristische Sicht charakterisieren, d ie „re lative Stabilität des privaten 
Sektors“ . Vgl. K. B r u n n e r : Die „M onetaristische Revolution“ der 
Geldtheorie, in: P. K a I m b a c h (Hrsg.): Der neue Monetarismus, 
München 1973, S. 70 ff. (S. 74 ff.).
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Machtungleichgewichte nicht anhaltender Natur, Sie 
werden durch aktuelle Konkurrenz wieder abgebaut 
und durch potentiellen Wettbewerb gezügelt. Wirt­
schaftliche Macht ist danach bei Einhaltung der Spielre­
geln eines freiheitlichen Wettbewerbs auf überlegene 
Effizienz zurückzuführen: Konzentrations-, aber auch 
Dekonzentrationsprozesse seien Ergebnis eines funk­
tionierenden Wettbewerbs, Die Wettbewerbspolitik sol­
le sich deshalb auf wenige grundsätzliche Normen zur 
Sicherung der Freiheitlichkeit der Wettbewerbsprozes­
se, insbesondere auf die Verfolgung von Preisabspra­
chen, beschränken^®,

Verweis auf politischen Entscheid

Kantzenbach hält dem entgegen, daß diese Vorstel­
lungen für die praktische Wettbewerbspolitik wenig rele­
vant seien. Die empirische Wettbewerbsforschung 
zeigt, daß Konzentrationstendenzen längerfristig anhal­
ten (vgl. Tabelle). „Selbst wenn man davon ausgehen 
könnte, daß über sehr lange Zeiträume tatsächlich alle 
Monopolstellungen durch Marktzutritt, Substitution und 
Innovation wieder beseitigt würden, würde der gesamt­
wirtschaftliche Schaden während der Zeit ihrer Wirk­
samkeit doch eine wettbewerbspolitische Intervention 
rechtfertigen“®̂. Leider versäumt es Kantzenbach, zu 
konkretisieren, was mit „gesamtwirtschaftlichem Scha­
den“ gemeint ist. Deutlich wird mit diesem Argumenta­
tionsmuster jedoch, daß die strukturorientierte Konzep­
tion der Monopolkommission nicht in erster Linie theore­
tisch, sondern durch Rückgriff auf politischen Entscheid 
begründet wird^®. Dies deckt sich mit der Ordnungskon­
zeption einer wirtschafts- und sozialpolitisch modifizier­
ten Marktwirtschaft, in der der theoretisch untermauerte 
Verweis auf einen optimalen Endzustand bis dahin auf­
tretende Zielverletzungen und politische Enthaltsamkeit 
nicht rechtfertigt^®. Politische Handlungen begründen­
de Funktionsmängel sind in einer solchen Ordnungs­
konzeption nicht nur qualitative Funktionsmängel des 
Marktsystems, wie natürliche Monopole“ , sondern

Tabelle
Langfristige Konzentrationsentwicklung in den 

Wirtschaftszweigen der Industrie

*  Vgl. E. K a n t z e n b a c h ,  H.  H.  K a l l f a s s :  Das Konzept des 
funktionsfähigen Wettbewerbs, in: H. C o x u. a. (Hrsg.): Handbuch des 
W ettbewerbs. München 1981, S. 103 ff. (S. 119).

E. K a n t z e n b a c h ,  a.a.O., S. 9.

Zur wettbewerbstheoretischen Problematisierung des Venweises auf 
politischen Entscheid siehe auch W. M ö s c h e I : Zur wettbewerbs­
theoretischen Begründbarkeit von Ausnahmebereichen, in: Ordo, Bd. 
32/1981, S. 85 ff, (S, 99 ff ),

”  Vgl, dazu auch A, I V I ü l l e r - A r m a c k :  Die Wirtschaftsordnung, 
sozial gesehen, in: Grundtexte zur Sozialen Marktwirtschaft, a ,a ,0 ,, S, 
19 ff,; d e r s , : Die zweite Phase der Sozialen l^arktw irfschaft: Ihre Er­
gänzung durch das Leitbild einer neuen Gesellschaftspolitik, in: eben­
da, S, 63 ff,

“  Zur näheren Erörterung natürlicher W ettbewerbshemmnisse vgl, 
auch H, B a r t l i n g :  Leitbilder der W ettbewerbspolitik, München 
1980, S, 44 ff.

Jahr

1954

1960
1968
1970
1973

1975

1977
1979

1981

Konzentrationsentwicklung CR,,

31,1
33.5
38.5 

40,9
41.8 
42,3 
43,7

43.6

43.9

” Durchschnitt des prozentualen Anteils der jeweils zehn nach dem Um­
satz größten Unternehmen eines Industriezweiges am Gesamtumsatz 
der Industrie,
Q u e l l e :  HG III, Tz, 246; HG IV, Tz, 344 und HG V, Tz, 288.

auch temporär-quantitative Funktionsmängel, die auf 
der Grundlage der bestehenden gesellschaftlichen Ziel­
vorstellungen nicht hingenommen werden sollen.

Strategische Leitbildorientierung

Neben den in der vierten GWB-Novelle weitgehend 
berücksichtigten Empfehlungen der Kommission hin­
sichtlich einer Verschärfung der Kontrolle vertikaler und 
konglomerater Zusammenschlußvorhaben vor allem 
ressourcenmächtiger Großunternehmen ist die Rolle 
der Monopolkommission als ordnungspolitischer Im­
pulsgeber in der jüngsten Vergangenheit vor allem mit 
den im dritten Hauptgutachten entwickelten Vorstellun­
gen zur Unternehmensentflechtung manifest gewor­
den®’ , Dieser Problembereich zeigt, daß die Kommis­
sion in der Erfüllung ihres ordnungspolitischen Auftrags 
auch strategische Überlegungen in ihr Kalkül einbe­
zieht.

Im Ergebnis schlägt sie eine vorsichtige, an wettbe­
werbspolitischen Zielsetzungen ausgerichtete Entflech­
tungsregelung vor, die als ultima ratio der Wettbewerbs­
politik Entflechtungsmaßnahmen dann rechtfertigt, 
wenn mißbräuchliches Verhalten von Unternehmen auf 
die Marktstruktur zurückzuführen ist. Die Kommission 
hat damit in diesem Fragenkomplex nicht die ordnungs­
politisch umfassendere Lösung gewählt, die die Unter­
nehmensgröße zum Eingriffsmaßstab von sogenannten 
Per-se-Entflechtungsregelungen erheben würde®^. Sie 
begründet ihren Vorschlag nicht nur grundsätzlich mit 
dem Argument, „ , . daß einer den Rahmen des gelten­
den Rechts nicht überschreitenden Entflechtungsnorm 
aus verfassungspolitischer Sicht der Vorzug zu geben

Vgl. HG III, Tz, 662 ff.

Vgl, zu einem solchen Ansatz für die Bundesrepublik H. S c h u m a- 
C h e r :  Die Entflechtung von Großunternehmen, in: W IRTSCHAFTS­
DIENST, 57, Jg. (1977), H. 12. S, 619 ff. (S. 624).
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ist““ . Mit der zusätzliclien Einbeziehung auch „pral<ti- 
scher“ Erwägungen trägt die Kommission darüber hin­
aus ihrer Rolle als Hilfsorgan der Wirtschaftspolitil< 
Rechnung, das eben auch zu berücl<sichtigen hat, ob 
und wie ordnungspolitische Vorschläge zum Gegen­
stand der Politil< gemacht werden !<önnen: Sie führt 
nämlich für ihren Vorschlag auch ins Feld, daß „ . .  eine 
solche Entflechtungsregelung letztlich auch von leichte­
rer politischer Durchsetzbarkeit wäre ..

Wie begründet derartige Überlegungen sind, zeigt 
der weitere Verlauf der Entflechtungsdebatte. Obwohl 
der Wettbewerbsfreiheit dienende und dem Prinzip der 
Verhältnismäßigkeit entsprechende Entflechtungsrege­
lungen in der wissenschaftlichen Diskussion durchaus 
befürwortet werden®® und auf ihre Verfassungskonfor­
mität geprüft wurden*, warfen derartige Fragen, die so­
fort auf den entschiedenen Widerstand organisierter 
Gruppen stießen®^, nach der Veröffentlichung des Gut­
achtens für die Bundesregierung Probleme auf, die „. . . 
allenfalls langfristig einer Klärung nähergebracht wer­
den können“®®. Die wirtschaftspolitische Diskussion der 
Praxis ist seitdem über diesen Grundsatzbereich zur 
Verwirklichung einer konsequent wettbewerblichen 
Wirtschaftsordnungspolitik und zur Verringerung von 
Diskrepanzen zwischen dem Leitbild einer Wettbe­
werbsgesellschaft und der Realität hinweggegangen.

Grenzen für Leitbildabweichungen

Die Kommission hat auf der Grundlage ihres struk­
turorientierten Ansatzes Toleranzgrenzen für Leitbild­
abweichungen Umrissen. Anlaß hierzu war insbesonde­
re die Auseinandersetzung mit der Praxis der t^inister- 
erlaubnis nach § 24 Abs. 3 GWB sowie mit wettbe­
werbspolitischen Ausnahmebereichen und staatlichen 
Monopolstellungen.

”  HG III. Tz. 707,

Ebenda.

“  Vgl, z. B, M, K r a k 0 w s k i ; Ist eine Entflechtung sinnvoll?, in; 
W IRTSCHAFTSDIENST, 60, Jg, (1980), H, 9,, S. 433 ff,; W. M ö- 
s c h e I : W ettbewerbsgesetz und Unternehmensentflechtung, in; O r­

do, Bd. 31/1980, S. 69 ff.

*  Vgl. R. S c h o l z :  Entflechtung und Verfassung, Baden-Baden 
1981, S. 83 ff.

Vgl, Bundesverband der Deutschen Industrie; Pressemitteilung vom 
10,7 . 1980. BDI kritisiert Zweijahresbericht der Monopolkommission.

”  S tellungnahme der Bundesregierung zum dritten Hauptgutachten der 
M onopolkommission, Bundesdrucksache 9/460, Tz. 20.

“  Vgl. SG 3, Tz. 38; SG 4, Tz. 53; SG 6, Tz. 38; SG 10, Tz. 30.

Vgl. SG 5. Tz. 4.

Vgl, SG 3, Tz, 91,

"  SG 10, Tz, 65,

Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob Unternehmenszusam­
m enschlüsse w irklich geeignet sind, die Beschäftigungssituation lang­
fristig zu verbessern. Die Kommission äußert hierzu Skepsis. Vgl. SG 
10. Tz. 66,

Im Rahmen der Ministererlaubnis können zunächst 
aus wettbewerbspolitischen Gründen untersagte Zu­
sammenschlüsse infolge gesamtwirtschaftlicher Vortei­
le oder wegen eines überragenden Interesses des Ge­
meinwesens durch den Bundesminister für Wirtschaft 
zugelassen werden. Die Unternehmen haben sich in ih­
ren Erlaubnisanträgen immer wieder auf das Argument 
der Sicherung von Arbeitsplätzen in Zeiten ungünstiger 
wirtschaftlicher Entwicklung berufen®®. Die Kommission 
hat in Auseinandersetzung mit diesem Argument fol­
gende Grundsätze aufgestellt:

□  Wenn mit Schwankungen im Auslastungsgrad des 
gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials konjunk­
turelle Phänomene Gegenstand wirtschaftspolitischen 
Handlungsbedarfs sind, rechtfertigt deren Bekämpfung 
nicht Leitbildabweichungen durch die Inkaufnahme von 
dauerhaften Verschlechterungen der Marktstruktu- 
ren^o.

□  Bei stabilisierungspolitischen Maßnahmen ist zu be­
achten, daß auf den Einsatz globaler und nicht speziel­
ler beschäftigungspolitischer Instrumente zurückgegrif­
fen wird, weil durch flexible und reversible Mittel der Glo­
balsteuerung der wettbewerbliche Allokationsmecha­
nismus weniger beeinträchtigt wird“" .

□  Soweit es sich -  wie beim Vollbeschäftigungsziel -  
um hochrangige wirtschaftspolitische Ziele handelt und 
soweit es sich bei der Zielverletzung um ein „. . . länger­
fristiges Problem handelt, das nicht durch die traditio­
nelle Prozeßpolitik kurzfristig gelöst werden kann“'*̂ , 
kann dies bei der Erlaubnisentscheidung berücksichtigt 
und damit eine Leitbildabweichung in Kauf genommen 
werden'’®, wenn der Wirtschaftspolitik keine anderen 
Mittel zur Verfügung stehen.

Sie spricht sich damit für eine undogmatische Orien­
tierung des praktischen wirtschaftspolitischen Han­
delns am Prinzip der Ordnungskonformität bzw. der 
Wettbewerbskonformität aus'*'*. Das Konformitäts­
postulat wird im Sinne eines Vorrangigkeitsprinzips be­
handelt, durch das bestimmte politische Handlungsal­
ternativen hervorgehoben bzw. negiert werden. Es 
kann jedoch durchbrochen werden, wenn bestimmte 
gesellschaftlich nicht tolerierbare Probleme nicht ord­
nungs- und leitbildkonform gelöst werden können. Da­
mit wird eine Ideologisierung des ordnungspolitischen

Zur Kritik einer zu restriktiven Auslegung des Prinzips der Ordnungs­
konformität wirtschaftspolitischer Handlungen siehe R. B l u m ;  Die 
Problematik systemkonformer Steuerung sozialer Systeme, in: Zeit­
schrift für die gesamte Staatswissenschaft, 1/1977, S. 128 ff.

*  Vgl. dazu auch G. G ä f g e n : Theorie der W irtschaftspolitik, in; W. 
E h r l i c h e r  u. a. (Hrsg.): Kompendium der Volkswirtschaftslehre, 
Bd. 2, 3. Aufl., Göttingen 1972, S. 1 ff. (S. 60); D. L ö s c h ; Zur Ideolo­
giekritik des traditionellen bipolaren Ordnungsdenkens, in: Hamburger 
Jahrbuch für W irtschafts- und Gesellschaftspolitik, 1975, S. 87 ff. 
(S. 89 f.).
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Konzepts in der Weise, daß wirtschaftliche Ordnungen 
als Selbstzwecke behandelt werden'*®, vermieden.

Zu starker Staat?

Was die Stellungnahmen zu wettbewerbspolitischen 
Ausnahmebereichen und staatlichen Monopolstellun­
gen betrifft, so ist die Monopolkommission beispielswei­
se bei der Elektrizitätswirtschaft'’®, bei der Rolle der 
Deutschen Bundespost im Fernmeldewesen und jüngst 
bei der Verbreitung neuer Medien“*̂  sowie bei der Frage 
der Neuordnung der Stahlindustrie“® stets grundsätzlich 
für mehr Wettbewerb, mehr privatwirtschaftliche Initiati­
ve und für Entregulierung eingetreten. Sie baut dabei je­
doch -  wiederum in Übereinstimmung mit ihrem struk­
turorientierten Ansatz -  nicht unabdingbar auf die 
Selbstheilungskräfte des Marktes und auf die nivellie­
rende Wirkung des Zeitablaufs. Vielmehr wird die ur­
sprünglich neoliberale Forderung nach einem „starken“ 
Staat durch eine Befürwortung der Erweiterung staatli­
cher Kompetenzen bis zur Festlegung einzelwirtschaft­
licher Entscheidungen ausgebaut, wenn die Ordnungs­
bedingungen für funktionsfähige Märkte (noch) nicht 
vorhanden sind. So hat die Kommission im 13. Sonder­
gutachten der Bundesregierung empfohlen, die Zah­
lung von Subventionen an die Stahlindustrie von der 
Realisierung gesamtwirtschaftlich optimaler Unterneh­
mensstrukturen abhängig zu machen“®.

Eine solche Konzeption, die in besonderen Fällen die 
Trennung von Staat und Wirtschaft modifiziert, die sonst 
die marktwirtschaftliche Ordnungsvorstellung prägt, 
und die Zuständigkeit des Gemeinwesens bis zur kon­
kreten Durchsetzung unternehmerischer Entscheidun-

gen erweitert, setzt Vertrauen in die ordnungschaffen­
de Kraft der politisch-administrativen Instanzen und/ 
oder ihrer Hilfsorgane voraus. Dies ist eine Einstellung, 
die vor dem Hintergrund von verbändestaatlichen Ent­
wicklungen“  und der Geltendmachung von Gruppenin­
teressen zu Lasten der Ordnungskonzeption zu proble­
matisieren ist.

Zudem hat das Element des hierarchisch gestützten 
Führungs- und Steuerungsanspruchs infolge fortge­
schrittener Unternehmenskonzentration sowie staatli­
cher Wirtschaftstätigkeit und Regulierung gegenüber 
der marktwirtschaftlichen „Selbst“koordinierung an Be­
deutung gewonnen®'. Man könnte daher grundsätzlich 
zu der Auffassung gelangen, daß „. . . die Großkollekti­
ve nicht weiter ausgebaut und ihrer schematisierenden 
Allzuständigkeit Einhalt geboten werden [sollte]“ ®̂. Die 
Empfehlungen der Monopolkommission stellen jedoch 
auch in diesem Bereich zumindest einen Versuch dar, 
nicht nur über das ordnungspolitisch Erstrebenswerte 
zu reflektieren, sondern Möglichkeiten der Durchset­
zung mit in die Überlegungen einzubeziehen. Gerade 
solche Fragestellungen der Durchsetzung“ , die in der 
bisherigen wissenschaftlichen Debatte um eine liberale 
Wirtschaftsordnungspolitik nicht genügend berücksich­
tigt wurden, werden in Zukunft verstärkt zu diskutieren 
sein.

Vgl. HG I, Tz. 702 ff.

Vgl. SG 9; SG 11, Tz. 2 ff.; HG V, Tz. 553 ff.

“  Vgl. SG 13.

«  Vgl. SG 13, Tz. 90 ff. K a n 12 e n b a c h (a.a.O.. S. 14) nennt als 
weiteres Beispiel für eine Befürwortung der Enweiterung staatlicfier 
Kompetenzen die Empfehlungen der Kommission für eine Rahmenpla­
nung der Elektrizitätswirtschaft.

Siehe dazu den immer noch richtungsweisenden Beitrag von G. 
W  e i p p e r t : Zum Verständnis der verbandsstrukturierten Gesell­
schaft, in: H, O h m (Hrsg.): Methoden und Probleme der W irtschafts­
politik, Berlin 1964, S. 123 ff.

Vgl, zu empirischen Belegen auch A .D . C h a n d l e r ,  H , D a e m s  
(Hrsg,): Managerial H ierarchies, Comparative Perspectives on the Rise 
of the Modern Industrial Enterprise, Cambridge, London 1980; sowie D. 
S c h Ö n w i f z , H.-J. W e b e r :  W irtschaftsordnung, a.a.O,, S. 128ff.

“ G. K i r s c h ,  K. M a c k s c h e i d t ,  Ph.  H e r d e r - D o r n -  
e i c h ,  W.  D e t t l i n g :  Jenseits von Markt und Macht. Eine Ordnung 
für den Menschen, Baden-Baden 1982, S, 64; Klammereinschub des 
Verfassers,

“  Vgl, G, K i r s c h : Ordnungspolitik. Das Problem der Kollektive, in: 
M , T i m m e r m a n n  (Hrsg.): Nationalökonomie morgen, Ansätze zur 
W eiterentwicklung wirtschaftswissenschaftlicher Forschung, Stuttgart 
u ,a , 1 9 8 1 ,8 ,2 2 7  ff, (S. 233 ff ).
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